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Bürgermeisteramt 

 
 

 

 

Vorlage-Nr.: 107/2019 

Az.: FB 8 - Hr. Baehr 

Datum: 15.03.2019 

 
Sitzungsvorlage  
 

 

 
Gremium: Ausschuss für Umwelt und Technik 
Am: 02.04.2019 

 
 
Betreff: 
Bebauungsplan mit örtlichen Bauvorschriften "Im Bereich Containerbahnhof Süd" - 
Bestätigungsbeschluss 
 
Anlage(n): 
Mitzeichnung 
Anlage: Schalltechnische Stellungnahme vom 22.02.2019 (Büro GSA Ziegelmeyer, 
Limburg).   
 
 
Beschlussvorschlag:  

1. Die schalltechnische Stellungnahme vom 22.02.2019 (Büro GSA Ziegelmeyer, Limburg) 
und deren Ergebnisse werden zur Kenntnis genommen.  

2. In Kenntnis der Ergebnisse dieser schalltechnischen Stellungnahme bestätigt der 
Gemeinderat das Ergebnis der Abwägung im Zusammenhang mit dem 
Satzungsbeschluss vom 16.11.2017. Ein weiteres ergänzendes Verfahren ist aufgrund 
der Ergebnisse der schalltechnischen Stellungnahme nicht erforderlich. 

 

 

Beratungsfolge: 

Vorlage an zur  Sitzungsart Sitzungsdatum Beschluss 
Ausschuss für Umwelt 
und Technik 

Vorberatung nichtöffentlich 02.04.2019  

Gemeinderat Beschlussfassung öffentlich 11.04.2019  
 

 
 
Haushaltsrechtliche Deckung 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
 
Entfällt 
 
   
 
Deckungsvorschlag: 
 
Entfällt 
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Sachdarstellung und Begründung: 
 
Der Gemeinderat hat in seiner öffentlichen Sitzung am 16.11.2017 im ergänzenden 
Verfahren gem. § 214 Abs. 3 BauGB den Bebauungsplan mit örtlichen Bauvorschriften „Im 
Bereich Containerbahnhof Süd“ als Satzung beschlossen (siehe Vorlage Nr. 311/2017).  
Nach Genehmigung des Regierungspräsidiums Stuttgart (Bescheid vom 01.02.2018) ist der 
Bebauungsplan durch öffentliche Bekanntmachung vom 21.02.2018 rückwirkend zum 
14.04.2015 in Kraft getreten.  
 
Der Bebauungsplan „Im Bereich Containerbahnhof Süd“ setzt eine Lärmkontingentierung 
fest.  
Zugrunde gelegt wurde in dem dafür erarbeiteten Lärmgutachten (GSA Ziegelmeyer, 
Limburg) für den Bereich südlich der B 27a / L 1110 gemäß der Bebauungsplanbegründung 
des ergänzenden Verfahrens folgendes:  
 
„Für die hier südwestlich gelegene Wohnbebauung „Sieben Morgen“ weisen vorliegende 
Planauszüge der Landeshauptstadt Stuttgart für den an die B 27a herangeführten 
Plangebietsbereich ein Mischgebiet (MI gemäß BauNVO) und hieran südlich angrenzend ein 
Allgemeines Wohngebiet (WA gemäß BauNVO) aus. Der Einwirkungsbereich „Eniweg“ ist 
als WA-Baugebietsfläche ausgewiesen“. 
  
Im anhängigen Normenkontrollverfahren vor dem Verwaltungsgerichtshof Baden-
Württemberg (VGH) hat das Gericht in einem Schreiben vom 21.08.2018 Zweifel an der 
Gültigkeit des Bebauungsplans „Sieben Morgen“ der Landeshauptstadt Stuttgart geäußert, 
weil dort ein Mischgebiet (MI) und - entsprechend der Bestandssituation - kein allgemeines 
Wohngebiet (WA) oder gar reines Wohngebiet (WR) ausgewiesen wurde.  
 
Die Stadt Kornwestheim ist dieser Ansicht entgegen getreten bzw. teilt diese Zweifel nicht. 
Die mündlichen Verhandlung und Entscheidung des Gerichtes steht noch aus.  
 
Vor diesem Hintergrund ist der Lärmgutachter (GSA Ziegelmeyer, Limburg) vorsorglich 
beauftragt worden, zu überprüfen, ob mit der im Bebauungsplan „Im Bereich 
Containerbahnhof Süd“ festgesetzten Lärmkontingentierung die zulässigen Lärmwerte auf 
Stuttgarter Gebiet auch bei Zugrundelegung der Überlegungen des VGH (faktisches WA 
oder WR anstatt festgesetztes MI) eingehalten werden können.  
 
Der Gutachter bejaht dies und stellt in seiner schalltechnischen Stellungnahme vom 
22.02.2019 fest:  
„Auftragsgemäß wurde durch den Verfasser für den Fall, dass das Gericht bei dem 
nördlichen Bereich des Siedlungsgebietes von einem reinen Wohngebiet ausgeht, die 
Beurteilung der getroffenen Festsetzungen zur Emissionskontingentierung nach den 
Kriterien einer Gemengelage zwischen reinem Wohngebiet und Industriegebiet geprüft. 
ln diesem Fall ist es sachgerecht, das Schutzniveau der Bebauung im nördlichen Bereich 
"Sieben Morgen" (zurzeit MI) unter Berücksichtigung der Aspekte der TA Lärm, Kap. 6.7, auf 
das Niveau eines Allgemeinen Wohngebietes, somit tags 55 dB(A) und nachts 
40 dB(A), zu reduzieren. Die Einhaltung dieser Richtwerte bzw. deren Unterschreitung 
um 6 dB(A) kann ohne Auswirkungen auf die Festsetzungen des 
Bebauungsplanes sichergestellt werden. Die Einhaltung dieser Zwischenwerte 
wäre im Rahmen der getroffenen Festsetzungen zur Emissionskontingentierung 
möglich“. 
 
Die schalltechnische Stellungnahme ist der Vorlage als Anlage beigefügt.  
 
Durch das Ergebnis der schalltechnischen Stellungnahme wird die im Satzungsbeschluss 
vom 16.11.2017 vorgenommene Abwägung bestätigt. Daraus folgt, dass eine neue 
Abwägung und ein neuer Satzungsbeschluss nicht  erforderlich sind.  
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Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Vor diesem Hintergrund schlägt die Verwaltung vor, zur Klarstellung folgendes zu 
beschließen:  

1. Die schalltechnische Stellungnahme vom 22.02.2019 (Büro GSA Ziegelmeyer, 
Limburg) und deren Ergebnisse werden zur Kenntnis genommen.  

2. In Kenntnis der Ergebnisse dieser schalltechnischen Stellungnahme bestätigt der 
Gemeinderat das Ergebnis der Abwägung im Zusammenhang mit dem 
Satzungsbeschluss vom 16.11.2017. Ein weiteres ergänzendes Verfahren ist 
aufgrund der Ergebnisse der schalltechnischen Stellungnahme nicht erforderlich.  


